
Sozialgericht Berlin 
S 128 AS 10031/19 

Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

Proz.-Bev.: 
Rechtsanwalt Kay Füßlein, 
Scharnweberstr. 20, 10247 Berlin, 
-315/19-

gegen 

Jobcenter 

Urteil 

- Kläger -

- Beklagter -

hat die 128. Kammer des Sozialgerichts Berlin ohne mündliche Verhandlung am 16. August 

2022 durch den Richter am Sozialgericht Dr. sowie den ehrenamtlichen Richter 

für Recht erkannt: 

Der Bescheid vom 4. Dezember 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheids 

vom 23. Oktober 2019 CM 3787/19) wird aufgehoben. 

Der Beklagte trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten des Klägers. 
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Tatbestand 

Die Beteiligten streiten über eine Minderung um 100 Prozent der Leistungen nach dem Zwei­

ten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) für den Zeitraum von Januar bis März 2019. 

Der im Jahr geborene Kläger bezog im streitigen Zeitraum beim Beklagten gemeinsam 

mit seiner geborenen Ehefrau und ihren geborenen Kindern laufend 

Leistungen nach dem SGB II, ohne Einkommen aus Erwerbstätigkeit zu erzielen. 

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 4. Dezember 2018 stellte der Beklagte einen vollstän­

digen Wegfall des Arbeitslosengelds II des Klägers für die Monate Januar bis März 2019 fest; 

die Minderung betrug danach monatlich 582,26 Euro. Zur Begründung hieß es im Wesentli­

chen, der Kläger habe trotz Belehrung über die Rechtsfolgen eine ihm zugewiesene zumutba­

re Eingliederungsmaßnahme im Oktober 2018 nicht angetreten. Wegen vorangegangener 

Pflichtverletzungen im November 2017 und Mai 2018 falle sein Arbeitslosengeld II nun voll­

ständig weg. Ergänzende Sachleistungen in Form von Gutscheinen oder geldwerten Leistun­

gen würden mangels Antragstellung nicht gewährt, könnten aber auf Antrag des Klägers ge­

währt werden. Die Rechtsbehelfsbelehrung enthielt die Angabe, dass ein Widerspruch inner­

halb eines Monats ab Bekanntgabe „schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf ge­

nannten Stelle einzulegen" sei. Für die weiteren Einzelheiten wird auf den Bescheid Bezug 

genommen. 

Der Kläger erhob dagegen mit Schreiben vom 22. Oktober 2019 Widerspruch und trug im 

Wesentlichen vor, der Widerspruch sei zulässig, weil die Rechtsbehelfsbelehrung nicht auf die 

Möglichkeit der Erhebung in elektronischer Form hingewiesen habe. Er sei auch begründet, 

weil der Bescheid nicht die Erbringung von Sachleistungen beinhalte. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 23. Oktober 2019 (W3787/19) verwarf der Beklagte den Wi­

derspruch als unzulässig. Die Monatsfrist des§ 84 Sozialgerichtsgesetz (SGG) sei abgelau­

fen. Es gelte nicht die Jahresfrist, da die Rechtsbehelfsbelehrung richtig gewesen sei; Die 

Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung {ERW) vom 1. Januar 2018 betreffe nur die be­

hördliche Kommunikation mit Gerichten, nicht auch diejenige mit Bürgern. Sachlich sei der 

Sanktionsbescheid nicht zu prüfen gewesen. Für die weiteren Einzelheiten wird auf den Wi­

derspruchsbescheid Bezug genommen. 

Der Kläger meint, der Beklagte habe nachweislich seit dem Jahr 2018 am elektronischen 

Rechtsverkehr teilgenommen und das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach 



- 3 -

(EGVP) genutzt, sein Bevollmächtigter habe Ende 2018 auf diesem Wege Widersprüche er­

hoben; daher hätte der Beklagte über die Möglichkeit der Widerspruchserhebung in elektroni­

scher Form nach§ 36a Abs. 2 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1) belehren müssen. Folg­

lich gelte die Jahresfrist und der Widerspruch sei zulässig. Dieser Ansicht seien verschiedene 

Gerichte, u.a. die 179. und 121. Kammer des Sozialgerichts (SG) Berlin. Für die weiteren Ein­

zelheiten des klägerischen Vorbringens wird auf die Prozessakte Bezug genommen. 

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid vom 4. Dezember 2018 und den Widerspruchsbescheid vom 23. Okto­

ber 2019 aufzuheben. 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er verweist auf seinen Widerspruchsbescheid und meint, die Rechtsbehelfsbelehrung habe 

keinen Hinweis auf die elektronische Form enthalten müssen. Erst im April 2020 habe die 

Bundesagentur für Arbeit flächendeckend den elektronischen Rechtsverkehr eingeführt und 

besondere elektronische Behördenpostfächer freigeschaltet. Davor sei der Zugang per ERV 

weder ausdrücklich noch konkludent eröffnet gewesen und habe folglich auch keine Rechts­

behelfsbelehrung über die elektronische Form der Widerspruchserhebung erfolgen müssen. 

Dieser Ansicht sei u.a. die 37. Kammer des SG Berlin. Der Sanktionsbescheid sei im Übrigen 

auch rechtmäßig; insbesondere berühre es dessen Rechtmäßigkeit nicht, wenn keine oder 

keine rechtmäßige Entscheidung über die Erbringung von Sachleistungen getroffen würde. 

Für die weiteren Einzelheiten des Beklagtenvorbringens wird auf die Prozessakte Bezug ge­

nommen. 

Die Beteiligten haben mit Schreiben vom 12. November 2021 (Kläger) bzw. 15. November 

2021 (Beklagter) ihr Einverständnis mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung er­

klärt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie der vorgelegten 

Verwaltungsakte des Beklagten verwiesen, welcher Gegenstand der Beratung und Entschei­

dung war. 
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Entscheidung sg rü n de 

Das Gericht konnte nach § 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mündliche Verhand­

lung entscheiden, weil die Beteiligten hiermit ihr Einverständnis erklärt haben. 

1. Die zulässige Klage ist auch begründet. Der angefochtene Sanktionsbescheid ist rechtswid­

rig und verletzt den Kläger in seinen Rechten. 

a) Der angefochtene Bescheid ist nicht bereits bestandskräftig gemäß§ 77 SGG. Denn der 

Kläger hat mit seinem Schreiben vom Oktober 2019 erhobenen Widerspruch die maßgebliche 

Widerspruchsfrist gewahrt. 

Grundsätzlich beträgt die Frist zur Einlegung eines Widerspruchs gemäß § 84 Abs. 1 SGG 

einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides. Jedoch beginnt diese Frist gemäß § 66 

Abs. 1 SGG erst zu laufen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsstelle 

oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende 

Frist schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist. Ist die Belehrung hingegen unterblieben 

oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs nach § 66 Abs. 2 Satz 1 SGG 

innerhalb eines Jahres seit Zustellung, Eröffnung oder Verkündung zulässig. 

Vorliegend gilt die Jahresfrist, weil die im angegriffenen Bescheid vom 4. Dezember 2018 

verwendete Rechtsbehelfsbelehrung unrichtig war. 

Unrichtig im Sinne des § 66 Abs. 2 Satz 1 SGG ist jede Rechtsbehelfsbelehrung, die nicht 

zumindest diejenigen Merkmale zutreffend wiedergibt, die § 66 Abs. 1 SGG als Bestandteile 

der Belehrung ausdrücklich nennt: den statthaften Rechtsbehelf als solchen, die Verwaltungs­

stelle, bei der der Rechtsbehelf anzubringen ist nebst Anschrift, und die einzuhaltende Frist. 

Darüber hinaus ist auch eine Belehrung unrichtig, die nicht den wesentlichen Inhalt der bei 

Einlegung des Rechtsbehelfs zu beachtenden Formvorschriften nennt (ständige Rechtspre­

chung des Bundessozialgerichts [BSG], vgl. Urteil vom 14. März 2013, B 13 R 19/12 R, Rn. 16 

m.w.N.). 

Dieser Anforderung genügt die vom Beklagten verwendete Rechtsbehelfsbelehrung nicht, weil 

darin nicht über die in § 84 SGG (in der maßgeblichen, ab dem 1. Januar 2018 gültigen Fas­

sung) geregelte elektronische Form gemäß § 36a Abs. 2 SGB I belehrt wurde. Nach § 36a 

Abs. 1 SGB I ist die Übermittlung elektronischer Dokumente zulässig, soweit der Empfänger 

hierfür einen Zugang eröffnet. Die Kammer ist hier der Überzeugung, dass - wie im Urteil der 
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179. Kammer des SG Berlin vom 8. Dezember 2020, S 179 AS 10734/20 überzeugend näher 

dargelegt - der Beklagte als Berliner Jobcenter den Zugang für die Übermittlung elektroni­

scher Dokumente (Ende) 2018 bereits eröffnet hatte. Denn er verfügte über ein elektronisches 

Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP), das er auch bereits benutzte im elektronischen 

Rechtsverkehr mit Gerichten wie dem SG Berlin oder mit Rechtsanwälten wie dem Klägerbe­

vollmächtigten. Damit stand ihm das EGVP nicht bloß faktisch zur Verfügung, sondern er 

brachte durch die hingenommene Aufnahme in das Adressverzeichnis des EGVP auch nach 

außen hin seinen Willen zum Ausdruck, auf diesem Wege Schreiben wirksam zu erhalten. Auf 

die Angabe einer E-Mail-Adresse und deren mögliche widmende Bedeutung kommt es folglich 

nicht an (dazu aber SG Berlin, Gerichtsbescheid vom 13. August 2020, S 37 AS 4462/19 -

Rn. 28 ff.). Eine gewollte Beschränkung dieses eröffneten Zugangs auf bestimmte Absender, 

also insbesondere Gerichte und Rechtsanwälte, änderte daran nichts; denn ein Zugang nach 

§ 36a Abs. 1 SGB I konnte nur entweder eröffnet werden oder nicht. Wenn eine Behörde ei­

nen Kommunikationsweg subjektiv nur mit bestimmten Institutionen, nicht aber mit „Naturpar­

teien" nutzen will, ist dies unerheblich (so das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht 

[LSG], Beschluss vom 6. Mai 2021, L 6 AS 64/21 ER - Rn. 19; vgl. LSG Bremen­

Niedersachsen, Beschluss vom 9. September 2021, L 13 AS 345/21 B ER - Rn. 7). 

Es sei darauf hingewiesen, dass nach dem Standpunkt des Beklagten folgerichtig der Wider­

spruch vom 22. Oktober 2019 in einen Überprüfungsantrag nach § 44 SGB X hinsichtlich des 

Sanktionsbescheids vom 4. Dezember 2018 umzudeuten gewesen wäre. 

b) Der angefochtene Sanktionsbescheid ist auch rechtswidrig. 

Das ergibt sich zum einen aus dem Umstand, dass der Bescheid trotz einer Minderung um 

100 Prozent und der Minderjährigkeit der Kinder des Klägers keine Erbringung von ergänzen­

den Sachleistungen oder geldwerten Leistungen regelt. 

Eine derartige Verknüpfung ist aber zur gerichtlichen Überzeugung notwendig, um im Wege 

einer Kompensation des wegfallenden Regelbedarfs zumindest das physische Existenzmini­

mum sicher zu gewährleisten (siehe SG Berlin, Urteil vom 13. November 2012, S 63 AS 

2351/12 - juris, Rn. 30); eine spätere und nur auf Antrag erfolgende Gewährung ergänzender 

Sachleistungen würde dem Schutzweck von § 31 a Abs. 3 Satz 2 SGB 11, nämlich der beson­

deren Sicherung des Existenzminimums Minderjähriger, nicht gleichermaßen gerecht (siehe 

Landessozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 7. September 2012, L 

19 AS 1334/12 B- juris, Rn. 20). Dieses Verständnis der Norm wird auch deren Wortlaut ge­

recht, der eben nicht lautet, der Träger „hat auf Antrag Leistungen zu erbringen, wenn Leis­

tungsberechtigte mit minderjährigen Kindern in einem Haushalt leben"; ein Antrag ist gemäß 
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§ 31a Abs. 3 Satz 2 SGB II nicht erforderlich (siehe nur S. Knickrehm/Hahn, in: Eicher/Luik, 

SGB II, 4. Aufl. 2017, § 31a Rn. 41 m.w.N.; Berlit, in: Münder, SGB II, 6. Aufl. 2017, § 31a 

Rn. 42, 50 m.w.N.). 

Zum anderen ergibt sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 5. No­

vember 2019, 1 BvL 7/16 (Rn. 201 ff.) die Rechtswidrigkeit einer Minderung des Arbeitslosen­

gelds 11 um mehr als 30 Prozent des Regelbedarfs. 

Danach sind insbesondere Leistungsminderungen um 100 Prozent wegen einer weiteren wie­

derholten Pflichtverletzung gemäß§ 31a Abs. 1 Satz 3 SGB II mit Artikel 1 Absatz 1 Grundge­

setz (GG) in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Artikel 20 Absatz 1 GG unvereinbar. 

In Rn. 222 des Urteils heißt es: Zum Zeitpunkt der Urteilsverkündung nicht bestandskräftige 

Bescheide über Leistungsminderungen nach § 31 a Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB II, sind, soweit 

sie über eine Minderung in Höhe von 30 % des maßgebenden Regelbedarfs hinausgehen, 

aufzuheben. 

2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs. 1 SGG und orientiert sich maßgeblich am 

Ausgang in der Hauptsache. 
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Rechtsmitte I beleh ru ng 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Landessozialgericht Ber­
lin-Brandenburg, Försterweg 2 - 6, 14482 Potsdam, scnriftlicn, in elel<tronischer Form oder müncmcn zu 
Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem Sozialgericht 
Berlin, lnvalidenstraße 52, 10557 Berlin, schriftlich, in elektronischer Form oder mündlich zu Protokoll 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte eingehen. 
Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die zur Begrün­
dung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Rechtsanwälte, Behörden oder jurislische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen ab 1. Januar 
2022 die Berufung als elektronisches Dokument übermitteln (§ 65 d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz -
SGG). 

Auf Antrag kann vom Sozialgericht durch Beschluss die Revision zum Bundessozialgericht zugelassen 
werden, wenn der Gegner schriftlich zustimmt. Der Antrag auf Zulassung der Revision ist innerhalb 
eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Sozialgericht Berlin schriftlich oder in elektronischer 
Form zu stellen. Die Zustimmung des Gegners ist dem Antrag beizufügen. Rechtsanwälte, Behörden 
oder juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent­
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse müssen ab 1. Januar 2022 den Antrag als elektroni­
sches Dokument übermitteln (§ 65 d Satz 1 Sozialgerichtsgesetz - SGG). 

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so beginnt mit der 
Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem, sofern der Antrag auf Zulas­
sung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt und die Zustimmungserklärung des Geg­
ners beigefügt war. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

- entweder von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das elekt­
ronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird 
oder 

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gern. 
§ 65 a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. 

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur qualifizierten 
elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektro­
nischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW). Über das Justizportal des Bundes und der Länder 
(www.justiz.de) können weitere Informationen über die Rechtsgrundlagen, Bearbeitungsvoraussetzun­
gen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen werden. 

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen - außer bei elektronischer Übermittlung -
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

n 
Beglaubigt 

Berlin, den 18.08.2022 




